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Zusammenfassung: 
Die föderale Verfasstheit der Bildungspolitik gilt Kritikern des „Kooperationsverbotes“ als Grund 
für Defizite in den Bereichen Integration, Inklusion, Infrastruktur und Digitalisierung.  Dieser 
Ruf nach mehr Bundesmitteln verkennt die Bedeutung des Bildungsföderalismus für die vertikale 
Gewaltenteilung.   
 
Bildungspolitiker sind nicht zu beneiden. Abgesehen davon, dass sich beinahe jeder 
Wähler mit schulpflichtigen Kindern in Sachen Schulpolitik für grundsätzlich befähig-
ter hält als die Berufspolitiker, handelt es sich gerade beim Schulwesen um ein Aufga-
bengebiet, in dem die großen gesellschaftlichen Veränderungen besonders sichtbar zu 
Tage treten. Grundsätzliche Anforderungen an die Politik wie etwa Chancengerechtig-
keit und technologische Zukunftsfähigkeit finden demnach immer auch ihren häufig 
ideologisch besetzten bildungspolitischen Niederschlag. Der nachfolgende Beitrag be-
trachtet die bundesdeutsche Schulpolitik unter zwei Gesichtspunkten: Am Beispiel der 
Auseinandersetzung über das sog. „Kooperationsverbot“ widmet er sich der Diskussion 
um die Rolle des Bundes in der Bildungspolitik und thematisiert dabei auch, wie die 
Gerechtigkeitsdebatte, die nicht nur den Bundestagswahlkampf 2017 prägte, sich auf 
die Bildungspolitik auswirkt.  
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Migration und Digitalisierung als Auslöser bildungspolitischer 
Debatten  

Gesellschaftspolitische Veränderungen ziehen meist die Notwendigkeit kostspieliger 
bildungspolitischer Maßnahmen nach sich: So wird spätestens seit den 1990er Jahren 
von den Schulen und damit von der Bildungspolitik erwartet, dass diese auf die gestie-
gene Erwerbstätigkeit beider Elternteile bzw. die größere Zahl Alleinerziehender rea-
gieren und mehr Betreuung und Ganztagesunterricht anbieten; und das sowohl in den 
Regionen, die mit der demografischen Schrumpfung konfrontiert sind und deren zwi-
schen Kleinschulen pendelnde Lehrkräfte länger im Auto sitzen als im Klassenzimmer 
stehen, als auch in Großstädten, in denen die Bildungseinrichtungen aus allen Nähten 
platzen. Darüber hinaus müssen die Schulen der seit 2009 auch in Deutschland gel-
tenden Behindertenrechtskonvention der UNO und damit der Inklusion Rechnung 
tragen. Auch dieses Erfordernis hat weitreichende Folgen auf die Lehrerbildung eben-
so wie auf die Klassengröße oder die Anforderungen an Schulgebäude. Wie sehr Bil-
dungspolitik von politischen Entscheidungen in anderen Politikfeldern abhängt, zeigte 
sich jedoch vor allem an der Flüchtlingspolitik: Die humanitär begründete Aufnahme 
von insg. ca. 1,2 Millionen (Bürgerkriegs-)Flüchtlingen in den Jahren 2015 und 20161 
schlug sich innerhalb kurzer Zeit auch auf die mittel- und langfristigen Aufgaben der 
Bildungspolitik nieder. So stellt die Integration junger Migranten, von denen viele zu-
dem als „unbegleitete minderjährige Flüchtlinge“ nach Deutschland kamen und kom-
men, die vorschulischen, schulischen und berufsschulischen Bildungseinrichtungen, 
aber auch die Hochschulen, vor eine zusätzliche enorme Herausforderung:2 „Passende 
Bildungsangebote für junge Flüchtlinge sind entscheidend, damit sie sich möglichst 
rasch integrieren und einen guten Platz in unserer Gesellschaft finden können – sei es 
in der Kita, in der Schule oder im beruflichen Bereich.“3 Zeitgleich verlangen die Digi-
talisierung der Bildungspolitik und den Bildungseinrichtungen hohe Investitionen,4 
veränderte Strukturen, andere Anforderungen an das Personal, aber auch eine Modifi-
kation von Didaktik und Bildungsinhalten ab. Dabei beschränken sich die bildungspo-
litischen Aspekte der Digitalisierung nicht auf die technische Ausstattung von Klas-
senzimmern oder die Veränderungen in der universitären Lehre z.B. durch sog. 
„MOOCs“ (Massive Open Online Course,  kostenlose Onlinekurse). Wesentlich drän-
gender erscheint die Frage nach den zukunftsfähigen Inhalten schulischer, beruflicher 
und tertiärer Bildung angesichts der digitalen Revolution: Welche Bildung und welche 
Qualifikationen benötigen Menschen, wenn „Künstliche Intelligenz“ in vielen Berei-
chen der kognitiven Intelligenz bereits heute dem Menschen überlegen ist?  

Aber nicht nur der Zusammenhang zwischen gesellschaftlichen sowie technischen 
Veränderungen und deren Auswirkungen auf die Bildungseinrichtungen ist kostspie-
lig. Auch ansonsten gilt eine ungeschriebene föderale Gesetzmäßigkeit inzwischen so-
gar für dieses traditionelle „Hausgut“ der Länder: Der Bundesgesetzgeber beschließt 
Leistungen, die bei den Ländern und vor allem den Kommunen eine Erhöhung ihrer 
Ausgaben zur Folge haben (Münch 2012).  
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Bildungspolitische Herausforderungen und die Diskussion um die 
Angemessenheit föderaler Strukturen  

Auch unabhängig von diesen großen gesellschaftlichen Herausforderungen5 erfährt die 
bundesdeutsche Bildungspolitik immer wieder Umbrüche. Waren diese in den An-
fangsjahren der Bundesrepublik vor allem auf ideologische und parteipolitische Aus-
einandersetzungen zurückzuführen (Münch 2008: 196), sind es inzwischen europäische 
oder internationale Trends sowie der allgegenwärtige globale Wettbewerb, die immer 
wieder eine Änderung der nationalen bildungspolitischen Ausrichtung erforderlich 
machen: So wirken sich internationale Leistungsvergleichsstudien, der 1999 eingelei-
tete Bolognaprozess, Hochschulrankings oder Förderstrategien der Europäischen Union 
unmittelbar auf die nationale bildungspolitische Prioritätensetzung aus (Niemann/ 
Dobbins/Martens 2017). 

Gleichzeitig führt die Wahrnehmung des steigenden Drucks auf das Bildungswe-
sen in Verbindung mit den Finanznöten einzelner Länder und Kommunen nicht nur in 
der Öffentlichkeit, sondern auch bei politischen Akteuren offenbar zu der Einschät-
zung, die föderale Verfasstheit der bundesdeutschen Bildungspolitik sei ein Luxus, den 
man sich bei optimalen Bedingungen zwar leisten könne – aber eben nicht müsse. Gin-
ge es allein nach den bundesdeutschen Bürgerinnen und Bürgern, würde die Bil-
dungspolitik bundesweit einheitlich geregelt. Diese Erkenntnis wird für Befürworter 
bundesstaatlicher Strukturen dadurch nicht erfreulicher, dass sich aus Sicht der re-
präsentativ Befragten ohnehin höchstens drei Politikbereiche für eine landesrechtliche 
Regelung eignen: Die Bestimmung der Ladenöffnungszeiten, der Ausbau der Kinder-
betreuung sowie die Festlegung von Gebühren für staatliche Dienstleistungen (Peter-
sen/Grube 2017: 302f.). Die regelmäßig vorgetragene Forderung nach einer stärkeren 
Vereinheitlichung des bundesdeutschen Schulwesens6 scheint in einer Zeit besonders 
zu verfangen, in der selbst der bauliche Zustand von Schulen im Allgemeinen und der 
Zustand von Schultoiletten im Besonderen zum Thema eines Bundestagswahlkampfs 
werden kann und in der dem Zentralstaat offenbar eine größere diesbezügliche Kom-
petenz als den Ländern unterstellt wird.7 Die geringe Bereitschaft der Wählerschaft, 
angesichts der großen Vorzüge föderaler Strukturen die Nachteile einer bundesstaatli-
chen Kompetenzverteilung in Kauf zu nehmen (Laufer/Münch 2010: 25ff.), schlug sich 
bei der Bundestagswahl 2017 auch in den Wahlprogrammen einzelner Parteien nieder. 
Den Sozialdemokraten beispielsweise schwebte die „Bündelung aller Kräfte“ in einer 
„Nationalen Bildungsallianz“ vor. Bildung, so die SPD, sei „eine gemeinsame Aufgabe 
von Bund, Ländern und Kommunen“. Daher wolle man mit einem neuen Grundgesetz-
artikel 104c „in einem ersten Schritt“ das sog. Kooperationsverbot, das seit 2006 im 
Grundgesetz verankert ist, „aufbrechen“. Auf diese Weise solle der Bund in finanz-
schwachen Kommunen „direkt in Bildungseinrichtungen wie Kitas, Schulen, Horte 
und Berufsschulen investieren können“. „Überall da, wo es sinnvoll ist, muss der Bund 
helfen können, Bildung besser zu machen.“ Hinter diesem Unitarisierungsfuror der 
SPD blieben die anderen Parteien – mit Ausnahme der Union – kaum zurück: Die FDP 
forderte in ihrem Wahlprogramm von 2017 „einheitliche Bildungsstandards in 
Deutschland“ und trat dafür ein, die Finanzierung des Bildungssystems müsse „eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe“ werden.8 Die AfD, deren Vertreter sich in der betref-
fenden Bundestagsdebatte zum Hüter der föderalen Staatsstruktur aufschwang,9 
nannte in ihrem Wahlprogramm viele Einzelpunkte, die nach ihrer Einschätzung im 
Schul- und Hochschulsystem geändert werden müssten. Den Umstand, dass die ent-
sprechenden Kompetenzen fast ausschließlich bei den Ländern liegen, thematisiert das 
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Wahlprogramm jedoch nicht.10 Die Linke sprach sich für eine komplette Aufhebung 
des „Kooperationsverbotes“ aus und trat sogar dafür ein, „Bildung als Gemeinschafts-
aufgabe im Grundgesetz verankern, damit für alle Kinder und Jugendlichen Bildungs-
gerechtigkeit hergestellt werden kann.“11 Von den Parteien, die im Herbst 2017 
schließlich in den Bundestag einzogen, bekannten sich allein CDU und CSU zur Lan-
desaufgabe Bildungspolitik: „Schulbildung ist nach der Ordnung des Grundgesetzes 
Ländersache und wird es bleiben. Dennoch gibt es eine gesamtstaatliche Verantwor-
tung, der wir uns stellen: Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse setzt die 
Gleichwertigkeit von Bildung voraus.“12  

Insgesamt deuten alle Anzeichen darauf hin, dass die Bundesrepublik Deutschland 
sich zu Beginn der 19. Legislaturperiode (seit Oktober 2017) mitten in einer weiteren 
Phase der bildungspolitischen Unitarisierung und Zentralisierung befindet. Drehte 
sich die Föderalismusreform 2006 noch um die Frage, wie man die Verflechtungen im 
Föderalstaat reduzieren und die Autonomie der Länder im Bildungswesen stärken 
könnte, wendete sich die Debatte nur zehn Jahre später fast um 180 Grad und alles 
deutet auf eine „erneute Stärkung und Bündelung von Kompetenzen beim Bund hin“ 
(Scheller 2017: 238).  

Das Wiederaufleben der Kritik am „Kooperationsverbot“  

Anders als die aktuelle bildungspolitische Debatte es vermuten lässt, geht die Diskus-
sion um die Frage, ob der Bund sich mittels Finanzzuweisungen in die Bildungspolitik 
der Länder einmischen darf oder ob ein „Kooperationsverbot“ gelten soll, bereits auf 
die Föderalismusreform 2006 zurück. Damals fand sich eine verfassungsändernde 
Mehrheit, die den unitarischen Langzeittrend durchbrach und die Grundlage für eine 
neue Asymmetrie im deutschen Bundesstaat schuf (Münch 2007). Durch die Födera-
lismusreform 2006, deren Umsetzbarkeit von ihren Kritikern dem damaligen „neolibe-
ralen“ Zeitgeist zugeschrieben wird (Butterwegge 2017: 189), veränderte sich das 
Bund-Länder-Verhältnis gerade auch im Bereich der Bildungspolitik signifikant. Ge-
tragen wurde auch dieser Teil der Föderalismusreform von dem Wunsch der leistungs-
stärkeren Länder, die für autonomieschädlich gehaltenen Einmischungen des Zentral-
staates zu beschränken.  

Hochschulen 

Zunächst wurden durch die Abschaffung von Art. 75 Abs. 1 Nr. 1a GG (Rahmengesetz-
gebungskompetenz des Bundes für die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens) 
die entsprechenden Gesetzgebungsbefugnisse (mit Ausnahme der Regelungskompe-
tenz für den Hochschulzugang und die Hochschulabschlüsse, Art. 72 Abs. 3 Nr. 6 GG) 
in die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz der Länder überführt. Das Besol-
dungs-, Versorgungs- und Laufbahnrecht der Landesbeamten und der Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes, also u.a. auch das der (Hochschul-)Lehrer und wissenschaft-
lichen Angestellten, ging an die Länder über. Durch die Abschaffung der Gemein-
schaftsaufgabe Hochschulbau (soweit nicht Teilgebiete in bestimmten Fällen über Art. 
91b GG erhalten bleiben) bei gleichzeitiger Kompensationsregelung in Art. 143c GG 
bis zum Jahr 2019 wurde den Ländern die ausschließliche Regelungskompetenz für 
den Hochschulbau übertragen (Hauck 20011; Hoymann/Münch 2011).  
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Schulen 

Gleichzeitig waren ursprünglich zulässige Investitionshilfen des Bundes für den 
Schulbereich (Art. 104a Abs. 4 GG a.F.) und damit die Finanzhilfen des Bundes etwa 
zum Auf- und Ausbau von Ganztagsschulen der Länder (Programm „Zukunft Bildung 
und Betreuung“) rechtlich nicht länger möglich. Auf diese Weise wollten die unionsre-
gierten Länder bundespolitischen Einmischungen wie dem umstrittenen Ganztags-
schulbauprogramm von 2003 bis 2009 („Zukunft, Bildung und Betreuung“) der rot-
grünen Bundesregierung entgegentreten. Der bisherige Art. 104a Abs. 4 GG wurde 
durch Art. 104b GG ersetzt, der die Gewährung von Finanzhilfen an eine Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes bindet. Das sich daraus ergebende „Kooperationsverbot“ 
beschränkt sich aber (entgegen der ursprünglichen Absicht unionsgeführter Länder) 
auf das Schulwesen.  

Zusammenarbeit von Bund und Ländern 

Gleichzeitig erlaubt es die ebenfalls 2006 in Kraft getretene Neufassung von Art. 91b 
GG Bund und Ländern, bei der Förderung von Wissenschaft, Forschung und Lehre 
zumindest in Fällen überregionaler Bedeutung zusammenzuwirken. Auf dieser Rege-
lung basieren seither zahlreiche hochschulpolitische Maßnahmen, u.a. der „Hoch-
schulpakt“, die „Exzellenzstrategie“, der „Pakt für Forschung und Innovation“ sowie 
der „Qualitätspakt Lehre“ wie auch die „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“. Die Be-
schränkung des „Kooperationsverbots“ auf das Schulwesen änderte aber nichts daran, 
dass nicht alle Länder finanziell in der Lage waren und sind, den damit verbundenen 
Mittelausfall durch eigene Gelder zu ersetzen. Seit der Föderalismusreform 2006 fällt 
die Spreizung der Leistungsangebote der Länder im Schulbereich noch größer aus. Da-
ran ändert auch die Durchbrechung des „Kooperationsverbotes“ durch eine auf extre-
me Notlagen bezogene Ausnahmeklausel in Art. 104b Abs. 1 S. 2 GG nichts, die durch 
die Föderalismusreform II der damaligen Großen Koalition (2005-2009) im Jahr 2009 
verankert wurde: „Abweichend von Satz 1 kann der Bund im Fall von Naturkatastro-
phen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates ent-
ziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen, auch ohne Gesetzge-
bungsbefugnisse des Bundes Finanzhilfen gewähren.“ 

Auch nach der Verankerung dieser Ausnahmeregelung stand das „Kooperations-
verbot“ weiterhin in der Kritik. Die neuerliche Große Koalition (2013-2017) einigte sich 
schließlich auf eine weitere Änderung von Art. 91b Abs. 1 GG (seit 1.1.2015) 
(Wolf/Heinz 2016: 11f.):13 Im Unterschied zur bisherigen Fassung ist darin ausdrück-
lich die Lehre als Feld der Zusammenarbeit im Fall überregionaler Bedeutung aufge-
nommen. Der Bund kann seither Hochschulen, einzelne Institute oder auch Instituts-
verbünde auch langfristig und sogar in Bezug auf die Grundfinanzierung der Hoch-
schulen fördern.14  

Kommunale Bildungsinfrastruktur  

Die nächste Lockerung ließ nicht lange auf sich warten. Im Rahmen der Neuregelung 
der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern im Jahr 2017, also wiederum 
während der Großen Koalition, wurde ein neuer Art. 104c in das Grundgesetz einge-
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fügt, der Finanzhilfen des Bundes ermöglicht: „Der Bund kann den Ländern Finanzhil-
fen für gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen der finanzschwachen Gemeinden 
(Gemeindeverbände) im Bereich der kommunalen Bildungsinfrastruktur gewähren.“ 
Dieser Sondertatbestand soll dem „bundesweit zu verzeichnenden erheblichen Sanie-
rungs- und Modernisierungsbedarf im Bereich der kommunalen Bildungsinfrastruk-
tur“ Rechnung tragen.15 Kritikern gilt die Neuregelung auch deshalb als „völlig sys-
temfremd und verfehlt“, da sie ignoriere, „… dass es Sache des jeweiligen Landes ist, 
für eine aufgabenangemessene Finanzausstattung der kommunalen Gebietskörper-
schaften zu sorgen.“ Im Übrigen solle das Grundgesetz auch bei Fragen der Schullas-
ten „nicht in die Länderzuständigkeiten einbrechen“.16 Die Begründung der gesetzli-
chen Neuregelung erscheint symptomatisch: Die Debatte um (angeblich) marode Schu-
len in Deutschland flackert seit einigen Jahren in regelmäßigen Abständen auf. Dass 
diese Debatte auch von den Vertretern der politischen Parteien geführt und geschürt 
wird, die seit Jahrzehnten auf allen staatlichen Ebenen politische Verantwortung tra-
gen, dürfte nicht zuletzt auf die öffentlichen Reaktionen auf die sog. Flüchtlingskrise 
2015/2016 zurückzuführen sein: Wohl auch um sich nicht noch mehr dem populisti-
schen Vorwurf auszusetzen, für die Flüchtlinge werde „zu viel“ und für die einheimi-
sche Bevölkerung „zu wenig“ getan, scheinen Politiker aller Parteien bereit, auch an-
gestammte föderale Grundsätze über Bord zu werfen. Dass dabei selbst die Unions-
front bröckelt, zeigt eine Stellungnahme des Präsidenten des Städte- und Gemeinde-
bundes, des bayerischen Bürgermeisters Uwe Brandl (CSU). Er kritisierte das Koope-
rationsverbot als „Rückfall in vergangene Jahrzehnte“ und forderte, dass der Bund 
auch rechtlich in die Lage versetzt werden müsse, die benötigten Gelder zur Verfügung 
zu stellen.17  

Die Regelung über Bundesmittel für die kommunale Bildungsinfrastruktur ist mit 
der noch in der Föderalismusreform 2006 angestrebten klaren verfassungsrechtlichen 
Aufgabenzuweisung nicht zu vereinbaren.18 Dass die damit verbundene „Lockerung 
des Kooperationsverbots“19 offenbar manchem politischen Akteur immer noch nicht 
weit genug ging, zeigt die Fortführung der Debatte unter unterschiedlichen Vorzeichen 
in einzelnen Landtagen,20 im Bundesrat sowie im Bundestag. Im Bundestag hielten 
sich die Gegner des Kooperationsverbotes in der Fraktion Die Linke nicht mit den 
Feinheiten der föderalen Aufgabenverteilung auf, sondern ließen dem Wunsch nach 
Finanzspritzen des Bundes plakative Botschaften folgen: „Kein Mensch kann nachvoll-
ziehen, weshalb es dem Bund nicht möglich sein soll, sich an guter Bildung finanziell 
zu beteiligen.“21 Und im Bundesrat begründeten sieben Landesregierungen (Berlin, 
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Thüringen)22 ihren 
Antrag auf vollständige Aufhebung des sog. „Kooperationsverbotes“ mit steigenden An-
forderungen an frühkindliche Bildung, die sich z.B. aus dem Zuwanderungsdruck auf 
die Städte ergeben, mit der Umsetzung von inklusiver Bildung, der flächendeckenden 
Weiterentwicklung von Ganztagsschulen, der Notwendigkeit digitaler Bildung und 
Medienkompetenz, der steigenden Notwendigkeit für Schulsozialarbeit sowie der Ge-
währleistung des Rechts auf Bildung auch für Flüchtlinge.23  

Die Debatte um Bildungsgerechtigkeit 

Auch über Bildungsgerechtigkeit, also über die Relevanz der sozioökonomischen Her-
kunft eines Kindes für Schulerfolg und damit Bildungs- und Lebenschancen in 
Deutschland,24 wird bereits seit Jahrzehnten und meist unter Bezug auf die föderalen 
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Strukturen debattiert.25 Vor dem Hintergrund der Veränderung der Gesellschaft durch 
Zuwanderer und durch die Inklusion von Menschen mit Behinderung wird kritisiert, 
das bundesdeutsche Bildungssystem sei aus strukturellen Gründen nicht geeignet, Be-
gabungsressourcen angemessen auszuschöpfen (Holtappels 2017: 17ff.).26 Gleichzeitig 
entspann sich vor allem an der Integration von Flüchtlingskindern – von der früheren 
Vorsitzenden der Kultusministerkonferenz, der Bildungssenatorin von Bremen, Clau-
dia Bogedan, als „größte schulpolitische Herausforderung“ bezeichnet –27eine Debatte, 
ob die Leistungsanforderungen an Schülerinnen und Schüler angesichts einer Steige-
rung des Migrantenanteils bei Viertklässlern von 2011 auf 2016 um durchschnittlich 
ein Drittel28 abgesenkt werden müssten.29 Mit dieser Debatte werden offenbar unter-
schiedliche Ziele verfolgt: Zu der Absicht, die Öffentlichkeit über die Hintergründe für 
eine zeitweise faktische Absenkung staatlicher Leistungen und deren Folgen zu infor-
mieren, tritt unter dem Vorzeichen einer bildungspolitischen Debatte vermutlich das 
eigentliche Ziel, nämlich stärkere Restriktionen in der Migrationspolitik argumentativ 
zu unterfüttern.  

Auch die Internationale Grundschul-Lese-Untersuchung (IGLU) 2016 (Hußmann 
u.a. 2017),30 die ein Absinken des Leistungsniveaus von Grundschülern in Deutschland 
im internationalen Vergleich diagnostizierte, befeuerte die Debatte sowohl über die 
Vorzüge ganztägig organisierter Schulen31 als auch über die Frage, wie die Leistungs-
defizite von Schülern aus „bildungsfernen“ Familien zu beheben sind.32 Diese Aus-
einandersetzungen führen mitten hinein in eine Debatte über Chancengerechtigkeit in 
der Bildung und über den Auftrag des Schulsystems: Dabei geht es vor allem um die 
Frage nach den Konsequenzen, die die Bildungspolitik aus dem Allgemeinplatz ziehen 
muss, jedes Kind müsse „mitgenommen“ werden. Ob daraus folgt, dass jedes Land für 
ein Schulsystem zu sorgen hat, das mittels differenzierter Schultypen bei größtmögli-
cher „Durchlässigkeit“ den unterschiedlichen individuellen Leistungspotentialen 
Rechnung trägt oder vielmehr die einzelnen Schulen als Institution so strukturiert und 
organisiert sein, dass sie dem individuellen Förderungsbedarf und Leistungsvermögen 
Rechnung tragen können, ist nicht nur parteipolitisch umstritten.33 Nachdem es nur 
einem Teil der Länder aufgrund ihrer finanziellen und/oder demografischen Situation 
überhaupt möglich ist, die für beide Strategien unabdingbare personelle Ausstattung 
aufzubringen, ist auch diese Debatte nicht ohne Bezüge zum Bildungsföderalismus zu 
führen.  

Fazit 

An den aktuellen Debatten über den bundesdeutschen Bildungsföderalismus ist meh-
reres bemerkenswert: Zunächst die Tatsache, dass innerhalb von wenigen Jahren 
mehrfach gegenläufige „Reparaturarbeiten“ an den föderalen Regeln zur Finanzierung 
bildungspolitischer Maßnahmen für erforderlich gehalten wurden (Lhotta 1993). Die-
ses Hin und Her ist jedoch nicht allein darauf zurückzuführen, dass es sich bei der 
Bundesrepublik Deutschland um einen föderalen Staat mit einer nicht föderalen Ge-
sellschaft handelt (Erk 2003). Relevanter dürfte sein, dass der Wettbewerbs- bzw. La-
borcharakter föderaler Systeme (Laufer/Münch 2010: 28; Sturm 2004: 25) in Konflikt 
gerät mit dem öffentlichen und privaten Interesse an schulpolitischer Beständigkeit. 
Im Übrigen fällt auf, dass das föderale Gesetz des „Goldenen Zügels“ (Sturm 2001: 
44f.) in der Debatte um eine Beteiligung des Bundes an der Finanzierung von Bil-
dungsinfrastrukturen offenbar keine Rolle spielt: Es wird also nicht berücksichtigt, 
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dass jede Landesregierung, die Mittel des Bundes z.B. deshalb ausschlägt, weil sie die 
damit verfolgten sozial- oder bildungspolitischen Ziele aus landes- oder parteipoliti-
schen Gründen nicht teilt, in die massive Kritik der Öffentlichkeit, ihrer Kommunen 
sowie der Opposition im Landtag geriete. Regelungen wie Art. 104c GG bieten dem 
Bund daher fast automatisch die Möglichkeit, auch inhaltlich auf bildungspolitische 
Maßnahmen Einfluss zu nehmen.  

Ein großer Teil der bundesdeutschen Öffentlichkeit bezweifelt offenbar mehr denn 
je, dass sich die Bundesrepublik Deutschland einen in der Substanz gehaltvollen Bil-
dungsföderalismus noch länger leisten könne. Die Vehemenz, mit der diese Debatte 
derzeitig ausgefochten wird, weist auf eine besondere Konstellation hin: Während sich 
der äußere Druck auf das bundesdeutsche Bildungssystem durch den internationalen 
Wettbewerb sowie die Auswirkungen von Digitalisierung und Globalisierung erhöht,34 
erscheinen die bundesdeutschen Schulen aufgrund des derzeitigen Missverhältnisses 
zwischen integrations- und inklusionsbedingten Anforderungen einerseits und finanz-
politischer Leistungsfähigkeit vieler deutscher Länder und Kommunen andererseits 
nicht angemessen ausgestattet. Diese Konstellation verstärkt die ohnehin besonders 
von Rechtspopulisten geschürte Befürchtung, das bundesdeutsche Bildungssystem sei 
weniger als früher geeignet, die Absolventen hervorzubringen, die der internationalen 
Konkurrenz gewachsen sind.35 In der Folge neigen sowohl die Öffentlichkeit als auch 
politische Entscheidungsträger, auf eine Stärkung des zentralstaatlichen Einflusses 
als Lösung zu setzen. Angesichts der grundgesetzlichen Aufgabenverteilung gelten of-
fenbar Finanzierungsregelungen als die einfachste Möglichkeit, die gewünschte stär-
kere Vereinheitlichung der bundesdeutschen Schulsysteme zu erreichen. Der große 
Rückhalt für diesen Lösungsansatz ändert aber nichts daran, dass er der Zielsetzung 
der Föderalismusreform 2006 widerspricht und geeignet ist, die bundesstaatliche Ord-
nung Deutschlands zu gefährden. Ungeachtet des flüchtlings- und integrationspoliti-
schen Krisenmodus, in dem sich die bundesdeutsche Politik seit dem Herbst 2015 be-
findet, scheint dieses Risiko unangemessen hoch.   
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